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Deutschlands maritime Zukunft gestalten 

Die Schifffahrt ist die maritime Lebensader der deutschen Wirtschaft: Sie ermöglicht dem 
rohstoffarmen Deutschland den Import essenzieller Güter, Rohstoffe und Energie, sichert 
Wohlstand und Beschäftigung und verbindet unseren exportorientierten Wirtschaftsstandort 
mit den globalen Märkten. 

Deutschlands Zukunft liegt auf See – als Handels-, Energie- und Innovationsnation sowie als 
maritimes Drehkreuz auch für den Verteidigungsfall ist Deutschland auf die Seeschifffahrt in 
besonderem Maße angewiesen. Mit der 14. Nationalen Maritimen Konferenz bietet sich die 
Chance, die strategischen Weichen für eine starke, resiliente und klimaneutrale maritime 
Wirtschaft zu stellen. Dafür braucht es eine wettbewerbsfähige eigene Seeschifffahrt und klare 
politische Entscheidungen. 

Der Verband Deutscher Reeder (VDR) steht bereit, diese Zukunft aktiv mitzugestalten. Mit den 
folgenden Impulsen legt der VDR konkrete, umsetzbare Vorschläge vor, die in eine 
Positionierung der Koalitionsfraktionen zur NMK 2026 einfließen können. Ziel ist es, den 
Schifffahrtsstandort Deutschland langfristig zu stärken, den Klimawandel und Fragen der 
Versorgungssicherheit entschlossen anzugehen und die deutsche Seeschifffahrt als weltweit 
führenden und innovativen Anbieter seegestützter Transportdienstleistungen zu positionieren. 

Gemeinsam gilt es Deutschlands maritime Stärke zu sichern – heute und für die kommenden 
Jahrzehnte.  

 

 

 

 

 



1. Deutschlands maritime Wettbewerbsfähigkeit sichern 

 

Der Deutsche Bundestag stellt fest:  

• Deutschland soll auch künftig zu den führenden Schifffahrtsstandorten der Welt 

gehören. 

• Eine international konkurrenzfähige und innovationsfreundliche Steuer- und 

Wirtschaftspolitik ist die Grundvoraussetzung, um Investitionen in 

Flottenmodernisierung, seeseitige Dekarbonisierung und maritime Beschäftigung in 

Deutschland zu ermöglichen und die Unternahmen am hiesigen Standort zu halten. Das 

Ziel aller Bemühungen und politischen Maßnahmen muss es sein, den Standort im 

scharfen internationalen Wettbewerb zukünftig noch attraktiver zu gestalten und weiter 

zu stärken. 

• Eine im eigenen Land verankerte Handelsflotte ist von zentraler Bedeutung für die 

gesamtstaatliche Resilienz der Bundesrepublik. Sie sichert eine kontinuierliche 

Versorgung der Bevölkerung und der Industrie mit essenziellen Gütern, Rohstoffen und 

Energie und gewährleistet im Krisen- und Verteidigungsfall die notwendige 

Transportfähigkeit für militärische Güter, Material und Personal. Daher muss die 

deutsche Handelsflotte im Sinne des Art. 27 Grundgesetz langfristig erhalten und 

gestärkt werden. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt: 

• dass die Bundesregierung beabsichtigt, die steuerlichen Rahmenbedingungen für die 

Seeschifffahrt langfristig auf international wettbewerbsfähigem Niveau zu sichern, 

bestehende Steuernachteile abzubauen und die Tonnagebesteuerung als tragende Säule 

einer in Deutschland beheimateten Handelsflotte mit Blick auf das europäische Umfeld 

zukunftsgerichtet fortzuentwickeln. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

• die Tonnagebesteuerung im Einklang mit europäischen Regelungen und Vorgaben 

gezielt weiterzuentwickeln und insbesondere den Anwendungsbereich für Offshore-

Aktivitäten und Schiffsmanagementgesellschaften zu erweitern. 

•  auch sonstige steuerliche Wettbewerbsnachteile für in Deutschland ansässige 

Schifffahrtsunternehmen im EU-Vergleich zu beseitigen, insbesondere bei der Erhebung 

von Versicherungssteuer für Seeschiffsversicherungen in Deutschland. 

• eine umfassende Initiative zum Bürokratierückbau auch in der Schifffahrt zu ergreifen. 

Diese soll insbesondere die Vereinfachung und Harmonisierung von Berichts- und 

Datenerhebungspflichten – gerade im Bereich des Klimaschutzes –, die Prüfung von 

Entbürokratisierungspotenzialen im Flaggenrechtsgesetz sowie den Abbau von 



Doppelregelungen und redundanten Nachweispflichten umfassen, um die 

administrativen Belastungen für die Unternehmen spürbar zu reduzieren. 

 

2. Fachkräfte und maritimes Know-how sichern 

 

Der Deutsche Bundestag stellt fest:  

• Die Sicherung des maritimen Nachwuchses ist eine strategische Aufgabe: Attraktive 

Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen, moderne Ausbildungsinfrastruktur und 

verlässliche Karriereperspektiven sind essenziell, um junge Menschen für Berufe in der 

Seeschifffahrt und maritimen Wirtschaft zu gewinnen. 

• Eine im eigenen Land verankerte Ausbildung von Nautikerinnen und Nautikern, 

technischen Offizieren sowie weiterer maritimer Fachkräfte ist unerlässlich, um 

betriebliche Kompetenz, Versorgungssicherheit und die Einbindung der Handelsflotte in 

gesamtstaatliche Aufgaben dauerhaft zu gewährleisten. 

• Ohne qualifizierte und motivierte Menschen keine maritime Zukunft – Deutschland 

braucht eigene Fachkräfte auf See und an Land. Der Staat, die maritime Wirtschaft und 

die Sozialpartner müssen ihre Anstrengungen weiter bündeln, um 

Ausbildungskapazitäten zu sichern und die Attraktivität maritimer Berufe nachhaltig zu 

steigern. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt: 

• die positive Entwicklung bei der Anzahl von Berufsanfängern in der Seeschifffahrt in den 

letzten Jahren, die zeigt, dass die Förderung von Ausbildung und Beschäftigung am 

Standort Deutschland erfolgreich und sinnvoll ist, und dass die Branche für junge 

Menschen wieder attraktiver ist und Potenzial für weiteren Ausbau bietet. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

• das „Bündnis für Ausbildung und Beschäftigung in der Seeschifffahrt“ (Maritimes 

Bündnis) als gemeinsame Initiative von Bund, Ländern und Wirtschaft mit möglichst 

allen Bündnispartnern fortzusetzen und weiterzuentwickeln. 

• die von der Reederschaft getragene Stiftung Schifffahrtsstandort Deutschland als 

zentrales Instrument zur nachhaltigen Sicherung und Weiterentwicklung maritimen 

Know-hows am Standort Deutschland dauerhaft zu stärken und abzusichern. 

• die Fördermaßnahmen zur Ausbildung und Beschäftigung von nautisch-technischem 

Personal langfristig und verstetigt zu gewährleisten, im Detail weiter zu optimieren, 

sowie darüber auch moderne Ausbildungsinhalte zu unterstützen, um genügend 

Nachwuchs gewinnen und dauerhaft für den hiesigen Standort sichern zu können. 

• die maritime Ausbildung als Teil seiner nationalen Fachkräftestrategie zu verankern. 



 

3. Klimaschutz und Dekarbonisierung international gestalten 

 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

• effektive Klimaneutralität in der Seeschifffahrt ist langfristig erreichbar – jedoch nur auf 

Basis international abgestimmter Regeln und wirksamer globaler Maßnahmen. 

• dass die jüngsten Klimaschutzverhandlungen in der Internationalen 

Seeschifffahrtsorganisation (IMO) nicht zu den notwendigen Fortschritten geführt 

haben, jedoch unverändert eine rasche Einigung auf wirksame internationale 

Instrumente erforderlich ist. Deutschland wird sich deshalb weiterhin mit Nachdruck für 

eine globale, wettbewerbsneutrale und praktikable Lösung einsetzen. 

• dass die notwendigen alternativen, klimaneutralen Schiffstreibstoffe derzeit weder in 

ausreichender Menge noch in verlässlicher Qualität international verfügbar sind.  

• dass die derzeitigen Vorgaben von FuelEU Maritime hinsichtlich des Einsatzes und der 

Nachhaltigkeitsnachweise von Biokraftstoffen durch europäische Firmen in vielen 

globalen Märkten faktisch nicht erfüllbar sind und damit zu einer strukturellen 

Diskrepanz zwischen europäischer Regulierung und realen internationalen Lieferketten 

führen. 

• dass eine erfolgreiche Transformation der Branche technologieoffene, 

schiffsgrößenunabhängige Förderinstrumente für klimaneutrale Antriebe, alternative 

Kraftstoffe und Energieeffizienz erfordert – ergänzt durch eine zielgerichtete Nutzung 

der Einnahmen aus dem europäischen Emissionshandel für maritime Dekarbonisierung. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt: 

• die Ankündigung der Bundesregierung, mit dem neuen KTF-Titel „Klimafreundliche 

Schifffahrt und Häfen“ in den kommenden vier Jahren 400 Millionen Euro 

bereitzustellen und diese Mittel gezielt für den Aufbau von Landstrom- und 

Bunkerinfrastrukturen für alternative Kraftstoffe sowie für klimaneutrale 

Schifffahrtskorridore und Green Shipping-Maßnahmen einzusetzen. 

• dass im Rahmen des Nationalen Aktionsplans klimafreundliche Schifffahrt künftig auch 

Maßnahmen zur Verkehrsverlagerung auf die Wasserstraße unterstützt werden und die 

Bundesregierung zugesagt hat, die konkreten Fördermöglichkeiten zeitnah vorzulegen. 

• dass die Fördermittel aus der Küstenschiffsförderrichtlinie (NaMKü) in erfreulich hohem 

Maße von der Schifffahrtsindustrie abgerufen wurden und das Programm damit als 

außerordentlich erfolgreich bewertet werden kann. 

• das Inkrafttreten des Hongkong-Übereinkommens, das einen wichtigen Beitrag dazu 

leistet, beim Recycling von Schiffen weltweit höhere Standards für Arbeitsbedingungen, 

Gesundheitsschutz und Umweltschutz sicherzustellen. 

 



Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

• sich angesichts der stockenden Klimaschutzverhandlungen für die Seeschifffahrt in der 

Internationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO) weiterhin mit Nachdruck für eine 

rasche Einigung auf wirksame, globale und wettbewerbsneutrale Instrumente 

einzusetzen und internationale Lösungen aktiv voranzutreiben. 

• hierzu im Vorfeld deutliche Positionierungen sowie klare inhaltliche Ankündigungen zu 

veröffentlichen, wonach regionale – insbesondere europäische – Sonderregelungen 

zugunsten eines vollständig internationalen Systems aufgegeben werden sollen, um den 

Verhandlungen in der IMO zusätzlichen politischen Schub und Glaubwürdigkeit zu 

verleihen. 

• sich in der Europäischen Union alsdann aktiv dafür einzusetzen, dass entsprechende 

europäische Sonderregelungen zum Klimaschutz für die Seeschifffahrt (EU-

Emissionshandel, FuelEU Maritime) in künftige globale IMO-Regelwerke rasch nach 

deren Annahme zu überführen sind und entsprechende Beschlüsse im Europäischen Rat 

zu unterstützen. 

• die seegestützten Verkehre zwischen dem deutschen Festland und den vorgelagerten 

deutschen Inseln vom Anwendungsbereich des EU-Emissionshandels auszunehmen und 

diese Inseln in die entsprechende EU-Liste aufnehmen zu lassen, da es sich hierbei um 

unverzichtbare Daseinsvorsorge- und Brückenersatzverkehre handelt, die die 

Versorgungssicherheit und öffentliche Infrastruktur der Inseln gewährleisten. 

• die Küstenschiffsförderrichtlinie (NaMKü) angesichts ihrer hohen Wirksamkeit dauerhaft 

fortzuführen, finanziell zu verstetigen und zielgerichtet weiterzuentwickeln, um den 

Modernisierungs- und Innovationsprozess in der Küstenschifffahrt dauerhaft zu stärken, 

oder ggf. ein vergleichbares Programm umzusetzen. 

• sicherzustellen, dass Einnahmen aus dem EU-Emissionshandel – solange dieser besteht- 

über den Klima- und Transformationsfonds (KTF) prioritär für Maßnahmen der 

maritimen Dekarbonisierung eingesetzt werden. 

• sich auf europäischer Ebene dafür starkzumachen, dass die Anforderungen von FuelEU 

Maritime an Einsatz und Nachhaltigkeitsnachweise von Biokraftstoffen an die realen 

Bedingungen globaler Lieferketten angepasst werden und Nachweismechanismen 

weltweit praktikabel, verlässlich und fair ausgestaltet werden. 

• weitere Förderprogramme für klimaneutrale Antriebe, alternative Kraftstoffe und 

Energieeffizienz technologieoffen und schiffsgrößenunabhängig zu gestalten, um die 

Transformation der Schifffahrt wirksam zu unterstützen. 

• sich international und europäisch dafür einzusetzen, dass 

Abgasnachbehandlungssysteme für Schiffe, die im Vertrauen auf die geltende 

Rechtslage und mit behördlicher Genehmigung in Schiffe eingebaut wurden, nicht durch 

neue Vorgaben oder Verbote einer bislang zulässigen Betriebstechnik entwertet werden 

und weiterhin genutzt werden können.  

• sich international dafür einzusetzen, dass nach dem Inkrafttreten des Hongkong-

Übereinkommens Rechtsklarheit darüber hergestellt wird, dass dieses als spezifische 



Regelung für das Recycling von Schiffen gegenüber dem Basler Übereinkommen zur 

grenzüberschreitenden Verbringung von gefährlichen Abfällen Vorrang hat. 

 

4. Maritime Sicherheit und Versorgung gewährleisten 

 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

• Freie Seewege und eine im eigenen Land verankerte Handelsflotte sind wesentliche 

Voraussetzungen für die außenwirtschaftliche Handlungsfähigkeit, die 

Versorgungssicherheit und die nationale Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. 

• Der Schutz kritischer maritimer Infrastruktur – insbesondere Seewege, Hafenzufahrten, 

Häfen, Datenkabel sowie Offshore- und Energieanlagen – gewinnt vor dem Hintergrund 

der sicherheits- und geopolitischen Lage weiter an Bedeutung. 

• Für die Bewältigung von Krisen- und Konfliktlagen ist eine enge operative Abstimmung 

zwischen zivilen und militärischen Akteuren im maritimen Bereich erforderlich, um 

Transport- und Versorgungskapazitäten verlässlich aufrechtzuerhalten. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt: 

• dass die sicherheits- und wirtschaftspolitische Bedeutung der maritimen Wirtschaft 

verstärkt in nationalen und internationalen Prozessen berücksichtigt wird. 

• dass Handelsflotte, Bundeswehr, NATO und weitere zuständige Sicherheitsbehörden 

bereits in verschiedenen Formaten ihre Zusammenarbeit intensivieren. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

• den Schutz der Seewege, der Handelsflotte und der maritimen Infrastruktur als 

Bestandteil der Nationalen Sicherheitsstrategie zu verankern. 

• die Zusammenarbeit von Handelsflotte, Bundeswehr, NATO und weiteren zuständigen 

Sicherheitsbehörden ressortübergreifend zu stärken und institutionell abzusichern. 

• eine Nationale Maritime Sicherheitsstrategie zu erarbeiten, die die wichtige Rolle der 

Handelsschifffahrt als strategisch relevanten Partner der gesamtstaatlichen 

Sicherheitsvorsorge ausdrücklich berücksichtigt. 

 

 



5. Europäische Maritime Industriestrategie – mit der Schifffahrt denken 

 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

• Europa benötigt eine ganzheitliche maritime Strategie, die die Seeschifffahrt als 

integralen Bestandteil und tragende Säule der maritimen Wertschöpfungskette 

berücksichtigt und zur wirtschaftlichen, technologischen und sicherheitspolitischen 

Handlungsfähigkeit der Europäischen Union beiträgt. 

• protektionistische Maßnahmen und Marktabschottungen im europäischen 

Seeverkehrsbinnenmarkt stehen einer offenen, wettbewerbsorientierten europäischen 

Handelspolitik entgegen und gefährden die Leistungsfähigkeit des maritimen Sektors. 

• flexible Wertschöpfungskriterien können im Rahmen europäischer Green-Shipping-

Förderprogramme geeignet sein, Projekte zielgerichtet zu bewerten und Nachhaltigkeit 

sowie Effizienz zu fördern, ohne den Wettbewerb innerhalb der EU zu verzerren. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt: 

• dass auf europäischer Ebene verstärkt über eine maritime Industriestrategie diskutiert 

wird, die Innovation, Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit verbindet. 

• Überlegungen zur Schaffung europäischer Bürgschafts- und Finanzierungsinstrumente, 

die maritime Innovation, Forschung, Entwicklung und Schiffbaufinanzierung in der EU 

stärken können. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

• sich auf europäischer Ebene für die Ausarbeitung einer umfassenden maritimen 

Industriestrategie einzusetzen, die die Seeschifffahrt ausdrücklich einbezieht und 

Wettbewerbsfähigkeit, Technologieoffenheit und freien Handel verbindet. 

• auf EU-Ebene entschieden protektionistischen Tendenzen entgegenzutreten und sich für 

offene Märkte sowie faire Wettbewerbsbedingungen im europäischen Seeverkehr 

einzusetzen. 

• sich dafür starkzumachen, dass flexible Wertschöpfungskriterien in europäischen 

Förderprogrammen zur Anwendung kommen, um effektive und wirtschaftlich sinnvolle 

Green-Shipping-Projekte zu ermöglichen. 

• die Schaffung europäischer Bürgschafts- und Finanzierungsinstrumente zu unterstützen, 

um maritime Innovation sowie eine nachhaltige Schiffbaufinanzierung in der 

Europäischen Union zu stärken. 

 



Fazit 

 

Die 14. Nationale Maritime Konferenz 2026 sollte ein klares Signal der Erneuerung und der 

strategischen Klarheit setzen. Eine leistungsfähige Schifffahrt ist Grundvoraussetzung für 

Deutschlands Wohlstand, Versorgungssicherheit, internationale Handlungsfähigkeit und 

gesamtstaatliche Resilienz. Entscheidend ist, die großen Zukunftsaufgaben – maritime 

Wettbewerbsfähigkeit, Fachkräftesicherung, internationale Dekarbonisierung, Schutz kritischer 

Infrastruktur und eine vorausschauende europäische Maritime Industriestrategie – in einem 

kohärenten politischen Rahmen zusammenzuführen. 

Der Verband Deutscher Reeder steht bereit, diesen Prozess konstruktiv zu unterstützen. Mit 

seinen Impulsen legt er konkrete, realistische und aufeinander abgestimmte Vorschläge vor, die 

in einen Antrag der Koalitionsfraktionen zur Nationalen Maritimen Konferenz 2026 einfließen 

können. Ziel ist es, die deutsche Seeschifffahrt langfristig zu stärken, Innovation und Klimaschutz 

voranzubringen, verlässliche sicherheitspolitische Strukturen zu schaffen und Deutschland wie 

Europa maritime Zukunftsfähigkeit zu sichern. 

Gemeinsam gilt es, die Grundlagen für eine starke maritime Wirtschaft zu festigen – heute und 

für die kommenden Jahrzehnte. 

 

 


